VERFASSUNGSRAT
Kommission 5

Zusammenfassung der 18. Sitzung

Freitag, 9. November 2001

Unter der Leitung ihres Präsidenten, Herrn Peter Jaeggi, tagte die Kommission 5 am 9. November 2001 in Grangeneuve zum 18. Mal.

Um die Finanzkompetenzen des Grossen Rates und des Staatsrates beraten zu können, hörte die Kommission 5 Herrn Daniel Berset, Schatzmeister des Staates, an. Dieser hat sich klarerweise für die Beibehaltung der gegenwärtigen Verfassungsbestimmungen geäussert, wobei er die Verfassungsratsmitglieder zur Überprüfung diverser neuer Möglichkeiten eingeladen hat, insbesondere der Möglichkeit der Verstärkung der Beteiligung der BürgerInnen an den Beschlüssen finanzieller Natur und der verfassungsrechtlichen Verankerung des ausgeglichenen Budgets.

Danach setzte die Kommission ihre zweite Lesung fort. So bestätigte und konkretisierte sie ihre Gedanken zu den folgenden Themen:

- 
Die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates müssen alle ihre Interessenverbindungen bekanntgeben;

-
Die Staatsratsmitglieder können grundsätzlich nicht gleichzeitig Mitglied der eidgenössischen Räte sein; die Tragweite und die Möglichkeit der Ausnahmen wurden lange diskutierte, ohne indes eine Einigkeit der Kommissionsmitglieder herbeiführen zu können;

-
Die Staatsräte können weder eine andere öffentliche Funktion bekleiden, noch eine gewinnbringende Tätigkeit ausüben;

-
Schliesslich wurde am Ausstandsprinzip bei persönlicher Beziehung und an der Immunität mit Aufhebungsmöglichkeit festgehalten.

Nach der Mittagspause traf die Kommission 5 die Mitglieder der Kommission 6 ("Gerichtsbehörden"), um die diversen, beide Kommissionen betreffenden Themen zu besprechen. Aus der Sitzung ging hervor, dass die Vorschläge betreffend die Einsetzung einer Ombudsstelle ohne Kompetenzkonflikte bestehen bleiben können und dass die beiden Kommissionen für die Wahlmodalitäten der Kantonsrichter von identischen Prinzipien ausgingen (Wahl durch den Grossen Rat), allerdings mit einzelnen Differenzen bei der praktischen Gestaltung. Schliesslich nahm die sich mit den Gerichtsbehörden befassende Kommission Stellung zum Vorschlag der Kommission 5, wonach die Kumulierung des Kantonsrichteramtes mit dem der Abgeordneten unzulässig ist.

Die Kommission hat in der Folge ihre zweite Lesung fortgesetzt und folgende Thesen bestätigt:

-
Der Staat und seine Organe haften für Schäden, die widerrechtlich in Ausübung der öffentlichen Gewalt verursacht werden; die Kommission verwies für die Frage des Ersatzes von rechtmässig verursachtem Schaden auf die Gesetzgebung;

-
Die Richter und Ersatzrichter des Kantonsgerichts und alle hauptamtlichen Richter können nicht gleichzeitig Mitglied des Parlaments oder der Regierung sein;

-
Die öffentliche Informationspflicht über die Tätigkeit der kantonalen Behörden wird beibehalten;

-
Schliesslich bestätigte die Kommission eine ganze Reihe von Grundsatzprinzipien, nämlich die Beibehaltung der Wahl des Staatsrates durch die Bevölkerung, die halbdirekte Demokratie, das System einer Gesetzgebungskammer, das Milizsystem und die proportionale Vertretung.

An der nächsten Sitzung wird die Kommission ihre Arbeiten fortsetzen.
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